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Wichtige Bekantgaben aus der Finanzrechtsprechung

BFH-Urteil vom 23. Januar 2008

(I R 18/07- BStBl. II 2008 S. 573)
Ermittlung der kapitalertragsteuerpflichtigen Einkünfte einer
 Körperschaft des öffentlichen Rechts bei steuerrechtlichem Verlustvortrag des Betriebes gewerblicher Art

Leitsätze:

1. Verluste, die ein als Regiebetrieb geführter Betrieb gewerblicher Art erzielt, gelten im Verlustjahr als durch die Trägerkörperschaft ausgeglichen und führen zu einem Zugang in entsprechender Höhe im steuerlichen Einlagekonto.
2. Der für einen Betrieb gewerblicher Art festgestellte steuerrechtliche Verlustvortrag ist nicht mit den Einkünften der Trägerkörperschaft aus Kapitalvermögen zu ver-rechnen.

►   Volltext der Entscheidung:
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=2140
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
„Einkünfte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
 bei steuerrechtlichem Verlustvortrag des Betriebes gewerblicher Art“
A.   Problemstellung
Das Urteil betraf die Frage, inwieweit ein steuerrechtlicher Verlustvortrag die Einkünfte ei-nes als Regiebetrieb geführten Betriebes gewerblicher Art nach § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG mindert. 
B.   Inhalt und Gegenstand der Entscheidung
Die Klägerin, eine Stadt, unterhielt einen Betrieb gewerblicher Art (BgA) „Messen und Märkte“, der als so genannter Regiebetrieb geführt wurde. Der Gewinn wurde durch Ein-nahmeüberschussrechnung ermittelt. Zum 31.12.2001 verfügte der BgA über einen verblei-benden Verlustvortrag i.H.v. rund 250.000 €. Das steuerliche Einlagekonto gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 KStG wurde zum 31.12.2001 und zum 31.12.2002 jeweils auf 0 € festge-stellt. Der BgA erzielte im Streitjahr 2002 einen Gewinn in Höhe von 40.138 €. Das Fi-nanzamt setzte auf der Grundlage dieses Gewinns Kapitalertragsteuer und den Solida-ritätszuschlag zur Kapitalertragsteuer fest. Die hiergegen gerichtete Klage (FG Rheinland-Pfalz, Urtteil vom 20.12.2006, 1 K 1185/05, EFG 2007 S. 841) und die Revision hatten keinen Erfolg. Der BFH führte aus:
Der BgA habe im Wirtschaftsjahr einen Gewinn von 40.138 € erzielt und überschreite da-her die in § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b genannten Gewinngrenze von 30.000 €. Dieser Ge-winn unterliege der Kapitalertragsteuer. Einkünfte aus Kapitalvermögen lägen nur insoweit nicht vor, als das steuerliche Einlagekonto als verwendet gelte. Da das steuerliche Einla-gekonto mit 0 € festgestellt worden sei und der BgA über kein gezeichnetes Kapital ver-füge, betrage der ausschüttbare Gewinn für das Jahr 2002 mindestens 40.138 €. Da keine Beträge des Einlagekontos als verwendet gälten, lägen in Höhe des im Jahr 2002 erzielten Gewinns Einkünfte aus Kapitalvermögen vor. 
Diese Einkünfte minderten sich nicht um den festgestellten Verlustvortrag. Zwar könnten Anteilseigner einer GmbH die Ausschüttung des Jahresgewinns nicht verlangen, wenn handelsrechtlich ein Verlustvortrag bestehe. Eine ähnliche Regelung gelte für Eigenbe-triebe, die nach den Eigenbetriebsordnungen der Länder geführt würden. Regiebetriebe seien jedoch finanzwirtschaftlich kein Sondervermögen der Gemeinde und ein Jahresver-lust könne nicht auf neue Rechnung vorgetragen werden. Vielmehr flössen Einnahmen unmittelbar in den Gemeindehaushalt und Ausgaben würden daraus bestritten. Ein han-delsrechtlicher Verlustvortrag sei nicht möglich, da ein Verlust im Jahr der Entstehung durch Einlagen der Gemeinde ausgeglichen werde und zu einem entsprechenden Zugang im Einlagekonto führe.
C.   Kontext der Entscheidung
Verfügt ein BgA über einen steuerlichen Verlustvortrag, führt dies über § 8 Abs. 1 i.V.m. § 10d EStG dazu, dass bis zum Ausgleich der Verluste die juristische Person des öffentlichen Rechts insoweit kein Einkommen hinsichtlich dieses BgA zu versteuern hat. Etwas anderes gilt jedoch für die Einkünfte aus Kapitalvermögen. § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG knüpft an den vom BgA erzielten Gewinn und nicht an das Einkommen an. Ein steuerli-cher Verlustvortrag wird erst bei der Ermittlung des Einkommens berücksichtigt (§ 2 Abs. 4 EStG). Daher spielt ein steuerlicher Verlustvortrag nur hinsichtlich der Ermittlung des Einkommens des BgA eine Rolle, er mindert dagegen grundsätzlich nicht die Höhe der Einkünfte aus Kapitalvermögen. 
§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG will die Gewinne, die der Trägerkörperschaft unter Gel-tung des neuen Körperschaftsteuerrechts tatsächlich zur Verwendung in ihrem hoheitlichen Bereich zur Verfügung stehen, aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit mit Kapitalertrag-steuer belasten. Ein Gewinn steht auch dann der Trägerkörperschaft in ihrem hoheitlichen Bereich zur Verfügung, wenn ein steuerrechtlicher Verlustvortrag besteht. Denn wurden die in den Vorjahren erlittenen Verluste aus Gewinnrücklagen getragen oder durch Einla-gen ausgeglichen, kann der Gewinn gleichwohl ausgeschüttet werden.
Allerdings können die Anteilseigner einer GmbH die Ausschüttung des Jahresgewinns nicht verlangen, wenn handelsrechtlich ein Verlustvortrag besteht. Denn nach § 29 Abs. 1 Satz 1 GmbH-Gesetz haben die Gesellschafter einer GmbH Anspruch auf den Jahresüber-schuss zuzüglich eines Gewinnvortrags abzüglich eines Verlustvortrages. Eine ähnliche Regelung gilt für Eigenbetriebe, die nach den Eigenbetriebsordnungen der Länder geführt werden. Diese sind finanzwirtschaftlich Sondervermögen der Gemeinde. Ein Jahresverlust kann auf neue Rechnung vorgetragen werden, soweit zu erwarten ist, dass er durch Ge-winne in den folgenden Jahren ausgeglichen wird. Gewinne sind in diesem Fall zunächst zur Verlustdeckung zu verwenden und stehen daher der Gemeinde zur Verwendung im ho-heitlichen Bereich nicht zur Verfügung. Dementsprechend geht die Finanzverwaltung bei Eigenbetrieben davon aus, dass bis zum Ausgleich eines Verlustvortrags keine Einkünfte i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG erzielt werden.
Regiebetriebe sind dagegen finanzwirtschaftlich nicht Sondervermögen der Gemeinden.
D.   Auswirkungen für die Praxis
Verluste aus Eigenbetrieben und Regiebetrieben werden bei der Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen zunächst unterschiedlich behandelt. Verluste aus Regiebetrieben können nicht vorgetragen werden. In Höhe des Verlustes liegen immer Einlagen der Trä-gerkörperschaft vor, die dem Einlagekonto gutzuschreiben sind. Diese Verluste wirken sich insoweit auf die Höhe der Kapitaleinkünfte aus, als sich hierdurch die Höhe des aus-schüttbaren Gewinns (§ 27 Abs. 1 Satz 5 KStG) mindert. Übersteigt der vom Regiebetrieb erwirtschaftete Gewinn den ausschüttbaren Gewinn, gilt insoweit das steuerliche Einlage-konto als verwendet (§ 27 Abs. 1 Satz 3). Einkünfte aus Kapitalvermögen liegen nicht vor (§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 5 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG). Einkünfte aus Ka-pitalvermögen von Eigenbetrieben und Regiebetrieben werden zwar in unterschiedlichen Perioden erzielt, jedoch nicht in unterschiedlicher Höhe. 
►   Autorin und Fundstelle:

Karin  H e g e r  (Richterin am Bundesfinanzhof) -  
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